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Deutſchlaud. 
Berlin, 28. Januar. 


ſcheint, mit vollem Recht, daß das Echauffement der Liberalen gegen 
den angeblichen Normal-Etat des Bundesverfaſſungs⸗Entwurfs eigent- 
lich ein Kampf gegen Windmühlen ſei, und daß biefer vielbeſpro⸗ 
chene Normal-Etat nur der Erfindung eines Korreſpondenten der 
„Köln. Ztg.“ feine Entſtehung verdanke, daß dieſe noch dazu den 
ſtaatewiſſenſchaftlichen Begriffen eines Normal- Etats widerſpreche, 
indem dabei die Einnahme mit der Ausgabe verwechſelt wird. Die 
„Börſenhalle“ jagt: „Von einem Normal-Etat könne nur die Rede 
ſein, wenn die Ausgaben fixirt ſind und die Einnahme dazu alſo 
geſchafft werden muß; dies iſt aber bezüglich des Bundes⸗Militär⸗ 
budgets ſo wenig der Fall, nach Allem, was darüber verlautet, daß 
vielmehr brkanntlich von Sachſen Rückgabe der Budget-Ueberſchüſſe 
verlangt wurde. Eine Beſtimmung über die Kontingentirung der 
Truppenzahl und eine Abſchätzung des Koſtenaufwands iſt nach den 


geltenden Begriffen weder ein Normal-Etat, noch eine Verfaſſungs⸗ 


widrige Beſchränkung des Budgetrechts, wie eine ſolche doch auch 

von Niemand z. B. in einer Kontingentirung der Steuern gefun- 

den wird. Auch die „Kölniſchen Zeitung“ ſelbſt, deren Korreſpon- 

dent mit ſeinem angeblichen Normal- Etat die ganze liberale Welt 

in Bewegung gebracht hat, erkennt heute die Richtigkeit der Wider⸗ 

legung bereitwillig an. Man ſollte es doch kaum für möglich hal- 

ten, daß die Begriffsverwechſelung eines einzigen Korreſpondenten 

jo blindlings und bereitwillig von einem großen Theil der hervor- 

ragendſten Blätter und Führer des politiichen Lebens adoptlrt wer- 

den kann, ohne irgend eine auch nur oberflächliche Prüfung des 
Sachverhaltes. In keinem ſtaatswiſſenſchaftlichen Lehrbuch wird 

man ohne Normirung der Ausgaben von einem Normal-Etat ſpre⸗ 

chen. — Aus dem ablehnenden Schreiben des Grafen v. Bismarck 

an das Wahlcomité zu Marburg folgert man vielfach terthümlicher 

Welſe, daß Graf Bismarck überhaupt eine Wahl zum Parlament 

nicht annehmen wolle. Auch von anderen Seiten ſind vielfach 

direktte Anfragen wegen etwaiger Annahme der Wahl an den 
Miniſter - Präfidenten gerichtet und, wie man hört, ablehnend 
beantwortet worden. Wenn trotzdem ſelbſt von näher ſtehenden 
Kreiſen die Wahl des Grafen Bismarck empfohlen und die An- 
nahme der Wahl in Ausſicht geſtellt wird, ſo iſt die Erklärung 
darin zu finden, daß eben alle Schritte, welche einer Bewerbung 
0 jeben, wie auch beſtimmte Erklärungen über Annahme vor 
folgter Wahl ſich mit der hervorragenden Ste | 


eine Wahl annehmen dürfte, jo kann man ihm doch ſchlcklicher 
Weiſe nicht zumuthen, ſich den Chancen einer Wahl auszuſetzen 
mit dem erklärten Wunſch gewählt zu werden. — Die Berufung 
des früheren Mintfters in Hannover, Grafen v. Borrles, zum Mit- 
glied des landwirhſchaftlichen Oekonomie⸗Kollegiums in Berlin trotz 
feiner früher nicht gerade bewieſenen preußenfreundlichen Haltung 
findet ihre Erklärung in ſeiner Stellung als Präſident des bedeu- 
tenden landwirthſchaftlichen Vereins zu Celle. 

— In die verſchiedenen Brigadeverbände der prrußiſchen Ar- 
mee find durch die Neugeſtaltung des norddeutſchen Bundes aus 
den Militär-Kontingenten der betreffenden Bundesſtaaten zuſammen 
34 Bataillone Infanterie und Jäger — 18,156 Köpfe und 12 
Eskadrons Kavallerie — 1782 Köpfe aufgenommen worden. Die- 
ſelben vertheilen ſich wie folgt: Mecklenburg-Schwerin mit 5 Ba- 
taillonen Infanterie und 4 Eskadrons Kavallerie (Dragoner), Ol⸗ 
denburg 3 Bataillone und 4 Eskadrons Neiterei, Braunſchwelg 
3 Bataillone und 4 Esfadrons Huſaren, Weimar 3, Anhalt 3, 
die Hanſeſtädte 3, Coburg 2, Altenburg 2, Meiningen 2, Lippe 
2, Mecklenburg- Strelitz 1, Heſſen 1, Waldeck 1, Sondershauſen 
1, Rudolſtadt 1 und Reuß 1 Bataillon. Eine Ueberweifung der 
bei einzelnen dieſer Kontingente vorhandenen Artillerie und Pion- 
niere zu den gleichnamigen preußiſchen Waffen hat bis jetzt noch 
nicht ſtattgefunden. 

— Vor einigen Tagen verſtarb in einem Gaſtlokale in der 
Alten Jakobsſtraße plötzlich ein junger Mann, über deſſen Perſon, 
obgleich er Vifitenfarten mit dem Namen „A. König“ bei ſich führte, 
bis jetzt noch nichts zu ermitteln geweſen. 

— Sämmtliche Prediger der Reſidenz Deſſau haben folgende 
Aufforderung erlaſſen: a 

Der Centralausſchuß für innere Miſſion wird dem Reichstage 
des norddeutſchen Bundes eine Bitte um alsbaldige Aufhebung der 
öffentlichen Spielbanken überreichen und fordert zu vielſeitiger Be- 
theiligung auf. Daß dieſe ſogenannten Spielhöllen dem Vater 
lande zu Schaden und Schanden gereichen, iſt zu bekannt, als daß 
nicht jeder ſittlich ernſte Menſch deren Abſchaffuug dringend wün⸗ 
ſchen müßte. Infolge der an uns gekommenen genannten Auf- 
forderung erlauben wir uns auch unſere Stimmen zu erheben und 
alle ehrenwerthen Männer unſeres engeren Vaterlandes um ihre 
Namensunterſchrift zu bitten. Wir würden es mit Freuden aner- 
kennen, wenn ſich recht viele bereit fänden, in ihren Kreiſen Na- 
mensunterſchriften — mit Angabe des Standes und Wohnorts — 
zu ſammeln und uns zu übergeben. Vor Ende Februar muß die 
Sache erledigt ſein. 

Berlin, 28. Januar. ( Abgeordnetenhaus.) 58. Sitzung. 
(Schluß.) Abg. Michalis (Stettin): Der Geſetzentwurf betrifft eine Ge⸗ 
ſetzgebung, die noch in vielen anderen Punkten der Verbeſſerung bedarf. 
Ich habe aber nur dieſen einen Punkt herausgegriffen, weil er der dräu⸗ 
gendſte geworden iſt, ſeitdem durch Aufhebung der Konzeſſionsertheilung 
eine Befreiung des Verſicherungsgewerbes eingetreten iſt. Seitdem iſt neu 
entbrannt der Konkurrenzkampf der öffentlichen Sozietäten gegen das Pri- 
vat, Gewerbe. Dieſe Art der Konkurrenz iſt für das Verſicherungsweſen 
ſelbſt unerträglich geworden und droht das Publikum um die Vortheile zu 
bringen, welche dürch Aufhebung des Konzeſſionsweſens für Verſicherungs⸗ 


In der heutigen Börſenhalle 
wird von einem Berliner Korreſpondenten geltend gemacht, wie mir 


Schulzenſtraße 17. ettiner eiin 
Die Petitzeile 1 Sgr. ** . ö . 
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Abendblatt. Dienſtag, den 29. Januar. 
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Es iſt gezeigt worden, daß durch das 
Verbot des Hanſirens, die Geſellſchaften gezwungen werden, mehr ee 
anzuftellen, als fonft nöthig fein winden und daß fie in Folge deſſen nie- 
dere Anforderungen an ihre Agenten ſtellen müſſen. Dadurch, daß das 
Herumziehen freigegeben wird, bekommen die Geſellſchaften die Möglichkeit 
weniger Beamte für größere Kreiſe auftellen zu können. Als der interna⸗ 
tionale ſtatiſtiſche Kongreß hier zuſammentrat, hielt der Herr Miniſter des 
Innern bei Eröffnung deſſelben eine Rede, in der er auch die Aufgabe der 
Statiſtik in Bezug auf das Verſicherungsweſen berührte und namentlich die 
Nothwendigkeit betonte, die Belehrung über die Nützlichkeit deſſelben immer 
weiteren Kreiſen zukommen zu laſſen. Ich weiß nicht, ob es in Preußen 
Sitte werden ſoll, mit guten W ehe nur Staat zu machen, wenn 
aus allen andern Ländern hier Männer veſammelt ſind, oder ob ſie nicht 
auch in's Leben treten ſollen. Die Hanptthätigkeit des Handels und des 
umherziehenden Handels iſt nicht bloß die beſtehenden Bedürfniſſe zu be⸗ 
friedigen und ihre Befriedigung zu vermitteln, ſondern vor Allem, Be- 
dürfniſſe zu wecken. Denn das iſt Steigerung der Arbeitsluſt der Men ⸗ 
ſchen, das iſt Steigerung der Kultur. Dieſe Thätigkeit des Handels iſt eine 
der wohlthätigſten in Bezug auf ſeine Wirkſamkeit. Und gerade für das 
Verſicherungsweſen, das nur durch Ueberzeugung Propaganda machen kann, 
muß die Propaganda frei ſein. Acburth, deß Sie dieſe Propaganda frei 
geben, verbreiten Sie Keime des Wohlſtandes und der Zufriedenheit in der 
Bevölkerung, die ſich freilich nicht im Voraus berechnen laſſen. Doch kon⸗ 
nen Sie das immerhin ſchon beobachten, wenn Sie erwägen, daß im Jahre 
1854 der Betrag des gegen Feuersgefahr verſicherten Vermögens im Gan⸗ 
zon auf 1000 Millionen, 1860 dagegen auf 2000 Millinen, und ebenſo bei 
Lebensverſicherungen 1854 der Betrag auf 78 Millionen, 1863 dagegen 
ſchon auf 278 Millionen ſich belief. Ich bitte Sie, meine Herren, fördern 
Sie durch Annahme meines Geſetzentwurfs einen Zweig der wirthſchaftlichen 
Thätigkeit, welcher weſentlich dazu beiträgt, Zufriedenheit, Wohlſtand, Le⸗ 
bensfreude zu ſchaffen, die Freude am Kulturleben zu verbreiten und unſere 
Kultur ſelbſt und den Zuſtand der Geſammtheit zu heben. (Beifall.) 
Referent Abg. Cornely befürwortet nochmals die Annahme des 
Geſetzentwurfs. Daß derſelbe ein dringendes 5 m 
tereſſe des Gemeinwohls liege, gehe ſchon aus den vielfachen Petitionen 


Agenten in Ausſicht geſtellt wurden. 


Abſtimmung geſchritten; für dies Geſetz ſtimmt die geſammte Linke, die 
Polen, die katholiſche enen mit Ausnahme von 3 (Abg. Rohden), der 
rößte Theil der Altliberalen; dagegen die Konſervativen mit Abg. von 
incke (Hagen). Da dem Büreau das Reſultat zweifelhaft iſt, wird ge⸗ 
zählt; es ergiebt ſich, daß das Geſetz mit 126 gegen 104 Stimmen ange⸗ 
nommen iſt. — Der vierte Gegenſtand der Tages⸗Qrdnung iſt der Bericht 


des Geſetzes, welche auch erfolgt. — Der fünfte Gegenſtand der Tages · 
Ordnung iſt der Bericht der Juſtiz⸗Kommiſſion über den Geſetz⸗Entwurf, 
betreffend das Güterrecht der Ehegatten im Bezirk des Juſtiz⸗Senats zu 
Ehrenbreitenſtein. — Die Kommſſſion iſt in eine Spezialberathung des 
Geſetzes nicht eingetreten, ſondern beantragt aus allgemeinen Gründen, den 
Geſetzentwurf abzulehnen. — Referent Abg. Steltzer legt die Gründe 
= — die Kommiſſton zu Antrage bewogen Das Be⸗ 
bürfuiß einer Regelung der fragliche gelegenhei ! 
ut einge Der ig rar ct} 
tungen beſtehen, die gleichfalls geändert werden müſſen. — Wolle man aber 
auch von der Frage, ob eine Aenderung des ehemaligen Güterrechts in den 
neuerworbenen Landestheilen erfolgen ſoll, gänzlich abſehen, und lediglich 
das Intereſſe des Juſtizſenats⸗Bezirks in das Auge faſſen, fo war auch 
alsdann die Kommiſſton der Anſicht, daß die neuen Erwerbungen einen 
ſolchen Einfluß auf die Frage, ob das Geſetz für den Juſtizſenat⸗Bezirk 
zweckmäßig ſei, ausübten, daß es einer anderweiten gründlichen Erörterung 
diefer Frage mit Vertretern jener Landestheile bedürfen werde. Das Geſetz 
ſei alſo augenblicklich nicht opportun, man möge es deshalb ablehnen — 
Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Als am Beginn des Jahres 1865 dieſer 
Geſetzentwurf dem Haufe zur Berathung unterbreitet war, beſand ich mich 
in der erfreulichen Lage, der Kommiſſion meine volle Anerkenunng über die 
eingehende e des Geſetzes auszuſprechen. In dieſer glücklichen 


Lage befinde ich mich heute nicht. Die Kommiſſion hat das Bedürfniß 
zwar anerkannt, empfiehlt aber dennoch, das ar abzulehnen. Als Haupt⸗ 
rund hierfür wird angegeben, daß die Verhältniſſe in den neuerworbenen 
Landern ähnlich wären. Es iſt aber nicht möglich, in der nächſten Seſſion 
ſchon einen Geſetzentwurf hierüber vorzulegen, da die Staatsregierung auf 
eine Aenderung der beſtehenden Verhältniſſe nicht eingehen wird, als bis 
von dort das dringende Anverlangen geſtellt wird. Es werden dadurch die 
Vrrmögensverhältuiſſe der Familien u. ſ. w. erheblich berührt, und dieſe 
Verhältniſſe gehören doch gerade zu den berechtigten Eigenthümlichkeiten, 
welche, wenn es von dort gewünſcht wird, verſchont werden müſſen. Wenn 
Sie nach dem Antrage der Kommiſſion die Regierungsvorlage verwerfen, 
fo geben Sie damit der Regierung volle Freiheit, das eheliche Güterrecht 
am Oſtrhein nach den Beſtimmungen des all emeinen Landrechts eintreten 
zu laſſen; es iſt aber wohl ſehr die Frage, ob dies im Intereſſe des betr. 
Laudestheiles liegen würde, und ich muß es der Erwägung des Hauſes 
überlaffen, ob man die Wohlthaten dieſes Geſetzes jenem Landestheile noch 
vorenthalten will. — Abg. Frech befürwortet den Kommiſſtons⸗Antrag. 
— Abg. Rohden ſpricht gleichfalls für den Kommiſſions⸗Antrag. — Ref. 
Abg. Steltzer vertheidigt den Kommiſſions-Antrag gegenüber den Aus ⸗ 
führungen des Juſtizminiſters. — Abg. Hübner zur Geſchaftsordnung: 
Wenn ich auch mit dem Antrage der Kommiſſion ſachlich einverſtanden bin, 
fo kann ich doch das Verfahren derſelben, daß fie auf eine Spezialberathung 
des Geſetzes nicht eingegangen ift, für nicht geſchäftsordnungsmäßig halten 
und möchte ein ſolches Vorgehen nicht als Präcedens betrachtet wiſſen. — 
Abg. Dr. Gneiſt: Wenn ich auch mit dem Vorredner darin einverſtanden 
bin, daß der Kommiſſions⸗Beſchluß kein Präjudiz dafür ſein darf, um 
Spezial-Debatten abzuſchneiden, ſo glaube ich doch, daß wir mit Rückſicht 
auf die Lage der Sache die Kommiſſion davon dispenſiren können. Da ſie 
einſtimmig der Anficht war, daß in Folge fo durchgreifender Territorial⸗ 
veränderungen ſich der Boden der Geſetzgebung gänzlich geändert habe, 
war es wohl eine ſchwere Zumuthung, eine ſolche Codiſikation noch durch⸗ 
zuberathen. — Abg. Dr. Koſch: Das Verfahren der Kommiſſion ſcheint 
mir vollkommen angemeſſen. — Präſident v. Forckenbeck konſtatirt, daß 
ein Proteſt gegen die Zulafjung des Kommiſſtons⸗Antrags nicht eingegan⸗ 
gen ſei, Bei der darauf erfolgten Abſtimmung wird derſelbe mit allen 
gegen 2 Stimmen angenommen, das Geſetz alſo abgelehnt. 


Letzter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Kommiſſion 
zur Prüfung des Staatshaushalts⸗Etats über die allgemeinen Rechnungen 
der Jahre 1859—1863. Ref. Abg. Virchow. Auf Antrag der Kommiſſion 
wird ohne Debatte die Entiafane ber Regierung für bie allgemeinen Rech⸗ 
nungen über den Staatshaushalts-Etat und die Verwaltung des Staats- 
ſchatzes von 1859—1863 ausgeſprochen. Außerdem liegt der Antrag der 
Kommiſſion vor, die Regierung aufzufordern: 1) dem Landtage in der 
nächſten Seifton den Entwurf eines Geſetzes über die Einrichtung und die 
Befugniſſe der Oberrechnungskammer vorzulegen, 2) inzwiſchen ſchon jetzt 
die Inſtruktion der Oberrechnungskammer vom 21. Juni 1862 dahin zu er⸗ 
weitern, daß auch die Bemerkungen der Oberrechnungskammer über die ⸗ 
jenigen erheblichen Mängel der Verwaltung, welche aus Veranlaſſung der 
Prüfung der Rechnungen entdeckt werden, ſowie diejenigen Abweichungen 
von den ee este Staatshaushalts-Etats und von den denſelben 
i 


zu Grunde liegenden Etats und Nachweiſungen, welche etwa durch Aller- 


Bedürfniß ſei und im In⸗ 


hervor, die mit Bezug hierauf eingegangen ſind. — Es wird darauf zur 


der Agrar⸗Kommiſſion über das Vorfluth⸗Geſez für Neuvorpommern und 
Rügen. — Die Kommiſſion 5 einſtimmig die unveränderte Annahme 
erfo 


| tigen Gruß.“ Wilbelm. — 
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Preis in Stettin viertellaͤhrkich 1 Thlr. 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Sgi 
monatlich 12%, Sgr.; 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 
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boͤchſte Ordres ſchon vor der Rechnungs-⸗Reviſton juftifizirt worden find, der 
Landesvertretung mitzutheilen ſeien. au ra 2 (Hagen) wendet ſich 
gegen den letzten Theil des Antrages sub 2, weil dadurch Konflikte mit der 
—— herbeigeführt werden, und bittet die Frageſtellung demgemäß einzu⸗ 
richten. 

Abg. Tweſten: Es ift nie als Recht anerkannt worden, daß Etats“ 
Ueberſchreitungen einfach durch Kabinetsordres belegt werden. Ehe daher 
das Geſetz über die Ober ⸗Rechnungskammer erſcheint, müſſen wir unfere 
Schuldigkeit thun. — Abg. v. Vincke (Hagen): Ich ſcheine mißverſtanden 
worden zu ſein; ich will nur nicht, daß Kabinetsordres ohne die Billigung 
dieſes Hauſes keine Geltung haben ſollen. Hüten wir uns vor einem ſol⸗ 
chen Eingriff in die Rechte der Krone, der nur Konflikte erzengen kann. — 
Abg. Graf Schwerin bedauert, daß die Regierung ſich gar nicht über 
dieſe Frage ausspricht. — Präſident v. Forcken beck: Der Herr Finanz 
Miniſter hat mich am Anfange der Sitzung beauftragt, falls bemängelt 
würde, daß die Regierung ſich über dieſe Frage nicht äußere, zu erklären, 
daß er ſelbſt durch dringende Geſchäfte verhindert fei zu erſcheinen und daß 
die beiden Kommiſſarien plotzlich erkrankt ſeien und deswegen eine Mitthei⸗ 
lung Seitens der Regierung unterbleiben müſſe. — Abg. v. Binde 


(Hagen) ſtellt in Folge dieſer Erklärung den Antrag auf Vertagung, welcher 


angenommen wird. 
Schluß der Sitzung 3½ Uhr. Nächſte Sitzung Dienſtag 10 Ubr. 


Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen Tagesordnung und die Eiſenbahn⸗ 


Vorlage. 

Hadersleben, 26. Januar. Die Feierlichkeit der Ein- 
verleibung wurde hier unter reger Theilnahme der geſammten deut⸗ 
ſchen Bevölkerung begangen. Dem offiziellen Akte der Proflama- 
tion folgte um 4 Uhr Nachmittags ein Feſtdiner in dem mit preu⸗ 
ßiſchen und ſchleswig - holſteinſchen Fahnen reich ausge ſchmückten 
Jever'ſchen Lokale, bei dem die freudig erregte Stimmung in einer 
Reihe von Toaſten auf Se. Majeſtät den König (durch Herrn 
Oberſt v. Dürre), auf die preußiſche Armee (durch Hrn. Bürger⸗ 
meiſter Hanſen), auf die preußiſche Monarchie, auf den Miniſter⸗ 
Präſtdenten v. Bismarck (durch Hrn. Bonnichſen), auf den General 
v. Manteuffel und die Stadt Hadersleben (durch Hrn. Major 
Engelhard ausgebracht) ihren Ausdruck fand. Herr Rathmann 
Holm ſandte im Namen der zwethundert Feſtgenoſſen nachſtebendes 
Telegramm an Se. Majeſtät den König: 

„Die von Eurer Majeſtät in Ihrer Allerhöchſten Proklamatlon 
zu uns geſprochenen Worte haben unſer Herz erfreut und geſtärkt, 
haben uns ermuthigt, mit Ruhe und Zuverſicht den kommenden Be 
Ereigniſſen entgegen zu gehen. Trennung von Preußen und Deutſch⸗ > 
land iſt undenkbar. Genehmigen Ew. Majeſtät dieſen Ausdruck > 
unſerer Loyalität“, i 
auf welches die Antwort erfolgte: 5 a 5 
„Empfangen Sie Alle meinen beſten Dank für Ihren pa 


G 


Auch der Herr General v. Manteuffel wurde von dem durch 
derrn Bürgermelſter Hanſen a En e n ud un chüter 
der Nordſchleswiger“ ausgebrachten vaft WA Wege 
benachrichtigt, wofür der Herr General auf demſelben Wege ſeinen 
herzlichſten Dank ſagen ließ. An das Feſtmahl ſchloß ſich ein 
Fackelzug, dem ein Ball der Bürgerſchaft folgte. d 

Köln, 29. Januar. Eine Subſkription, welche unter den 
älteren Offizieren, die zurückgezogen leben, und Landwehr-⸗Offi: 
zieren in der letzten Zeit ſtattgefunden, hat, um das Jubeljahr 
des regierenden Herrſchers zu verherrlichen, eine Summe von 17,000 
Thalern aufgebracht. Man war geſonnen, von diefem Kapital ein 
Standbild des Königs fertigen zu laſſen; auf den Wunſch des 
Monarchen dürfte aber zum Gedächtniß des Jahres nur eine kleine 
Statuette geſchaffen und das übrige Kapital dem Invalidenfond 
überwieſen werden. 

Dresden, 27. Januar. Se. Majeſtät der König von 
Sachſen und die beiden Prinzen find geſtern von Leipzig hierher 
zurückgekehrt, wohin auch der Erbgroßherzog von Mecklenburg⸗Stre⸗ 
litz die hohen Herrſchaften begleitet hatte. — Das neue ſüchſiſche 
Lehrbataillon entwickelt die größte Thätigkeit, um möglichſt bald 
Lehrkräfte zur Armee abgeben zu können. Es iſt bei demſelben das 
neue Zündnadelmodell von 1861 eingeführt, mit braunen Läufen, 
neueren Viſir-Einrichtungen und doppelten Schäften. Bekanntlich 
haben auch ſchon einzelne preußiſche Regimenter daſſelbe in Ge⸗ 
brauch. — Nach Lokalblättern find zu der Stellung der Militär- 
pflichtigen am 1. Februar bei der hieſigen Kreisdirektlon ſehr zabl⸗ 
reiche Geſuche zum Dienſte als Freiwillige eingelaufen und zwar 
nicht bloß von einjährigen Freiwilligen, ſondern auch von ſolchen, 
welche den Soldatenſtand als ihren Lebensberuf wählen wollen. 

Chemnitz, 24. Januar. Der bieſigen Polizei iſt es ge⸗ 
lungen, eine Falſchmünzerbande, beſtehend in vier Perſonen, zu 
verhaften, die ſeit einiger Zeit bleierne / und Y,-Thalerftüde 
verfertigt und verausgabt hat. 

Darmſtadt, 24. Januar. Die Abgeordneten-Kammer be⸗ 
rieth heute in fünfſtündiger Sitzung den heſſiſch-preußiſchen Friedens⸗ 
vertrag, deſſen unveränderte Annahme der Ausſchuß beantragte, . 
Die Abgg. George und Bamberger hatten das Amendement ein⸗ ’ 
gebracht: Es jet mit allen Kräften dahin zu ſtreben, daß das < 
Grofherzogthum mit feinen ſämmtlichen G bietstheilen möglichſt 
bald in den norddeutſchen Bund eintreten könne. Der Abg. Hall⸗ 9 
wachs (Berichterſtatter) hatte zu dieſem Amendement den Zuſat e 
beantragt: unter Wahrung der verfaſſungsmäßigen Selbſtſtändigkeit 9 
des Großherzogthums in inneren Fragen“, welcher von den Herren ni 
George-Bamberger acceptirt wurde. Im Laufe der Debatte machte he 
der als Negierungs-Kommifjar anweſende Miniſterpräſident v. Dal- ei 
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wigk darauf aufmerkſam, daß es opportun ſei, die Berathung 

über das Amendement George-Bamberger bis nach Bekanntwerden 

der norddeutſchen Bundesakte auszufepen, welchen Vorſchlag Dumont 
als ein den übrigen präjudicirendes Amendement einbrachte. Bei 1 
der Abſtimmung wurde der Friedensvertrag einſtimmig für gültig 
erklärt und das letztere Amendement mit 24 gegen 21 Stimmen 
angenommen. Das künftige Verhältniß des Großberzogthums zum 
norddeutſchen Bunde bildete den Angelpunkt der theilweiſe ſehr Eee 
regten und intereſſanten Debatte. * 


gekrönt. 


4 
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Vom Neckar, 25. Januar. Die Konſequenzen des 
Wechſels, der im baieriſchen Miniſterium und in der baieriſchen 
Politik eingetreten iſt, beginnen bereits zu praktiſchen Reſultaten 
zu führen. Die Rede des Fürſten Hohenlehe betonte nicht um⸗ 
ſonſt die Nothwendigkeit einer Verſtändigung der ſüddeutſchen Re⸗ 
gierungen über die wichtigen Fragen, welche im Augenblicke ganz 
Deutſchland beſchäftigen, über die Geſtaltung der Beziehungen 
Süddeutſchlands zu dem norddeutſchen Bunde und deſſen leitender 
Großmacht. Eine vertrauliche Sendung des Grafen Tauffkirchen 
an die Höfe von Stuttgart, Karlsruhe und Darmſtadt hatte den 
Zweck, die Geneigtheit dieſer Regierungen zur Verſtändigung über 
eine gemeinſame Politik zu ſondiren, und war vom beſten Erfolge 
Eine Punktatlon, welche die baleriſche Regierung vor⸗ 
legte, fand allgemeine Annahme und wird die Grundlage der Be⸗ 
rathungen bilden, zu denen am 3. Februar die Minifter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten und die Kriegsminiſter der genannten 
Staaten in Stuttgart zuſammentreten werden. Nach dieſer Punk- 
tation wird die Neubildung der ſüddeutſchen Armeen, wenigſtens 
jo weit dies Infanterie und Kavallerie betrifft, der preußiſchen 
Heeres-Organiſation völlig entſprechen und das in der baleriſchen 
Zweiten Kammer von dem Fürſten Hohenlohe aufgeftellte Programm 
von den fümmtlichen ſüddeutſchen Staaten adoptirt werden. Dieſe 
Vereinbarung hat um ſo größere Bedeutung, als allem Anſcheine 
nach zum mindeſten drei dieſer Regierungen zuverſichtlich auf die 
Zuſtimmung ihrer Kammern zu der neuen Politik rechnen können 
und, wenn wir recht unterrichtet ſind, die preußiſche Regierung das 
Vorgehen der baieriſchen Regierung mit ihrem ganzen Einfluſſe 
unterſtützte, auch da, wo man bekanntermaßen einen bedingungs⸗ 
loſen, unmittelbaren Anſchluß an Preußen, eine Separat-⸗Militär⸗ 
Konvention mit dieſem Staate u. ſ. f. wünſchte und ſich deshalb An- 
fangs den baieriſchen Eröffnungen gegenüber zurückhaltend, wo nicht 
gar ablehnend, verhielt. 


Ausland. 


Wien, 26. Januar. In unſeren offiziöſen Kreiſen wird 
ſeit einigen Tagen mit einer Art oſtenſibler Genugthuung das Ge- 
rücht kolpoctirt, daß ſich die Beziehungen unſeres Kabinets zu der 
preußiſchen Regierung in neueſter Zeit ſehr weſentlich gebeſſert 
bätten. Als einen Beweis für dieſe Thatſache führt man ein an- 
gebliches Kaſſerliches Handſchreiben an, in welchem jene ſieben 
Regimenter, welche bis zum September die Namen preußiſcher 
Prinzen und Generale geführt, und ſeither nur mit der Regiments⸗ 
nummer bezeichnet werden durften, zur Wiederannahme ihrer frü⸗ 
heren Inhabernamen beordert worden find. Amtlich iſt das frag⸗ 
liche Kaiſerliche Schreiben noch nicht bekannt geworden, ich weiß 
demnach auch nicht, ob es wirklich exiſtirt und ob die an daſſelbe 
geknüpften Vermuthungen richtig ſeien, und kann mich daher nur 
darauf beſchränken, das eben erwähnte Gerücht ohne Garantie zu 
reproduziren. Sollte übrigens an dem beſſern Einvernehmen zwiſchen 
Berlin und Wien etwas daran ſein, ſo dürfte man in Berlin 


darüber ohnebin eben jo genau unterrichtet ſein, als man es bier 


* 
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zu ſein glaubt. 
Paris, 27. Januar. Die rumäniſche Kammer hat dem 
Antrage ihrer Kommiſſion, die mit Oppenheim in Paris abge- 


= ſchloſſene Anleibe für ungeſetzlich und umaültia zu erklären und 
dem Miniſter Gbika ein Mißtrauensvotum zu ertheilen, laut Tele- 
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gramm aus Bukareſt vom 24. d. M., nicht zugeftimmt, vielmehr 
die Aufnahme der Anleihe in das Budget beſchloſſen. Ein Beweis 
von der mütterlichen Vorſorge der franzöſiſchen Regierung für ibre 
Unterthanen iſt es, daß die Depeſche aus Bukareſt, welche den Be- 
ſchluß der Finanz⸗Kommiſſion meldete, von der „Agentur Havas“ 
den hieſigen Journalen nicht mitgetheilt werden durfte. Das Mi- 
niſterium des Aus wärtigen hatte Weiſung gegeben, die qu. Depeſche 
zu unterdrücken. 

London, 26. Januar. Je näher wir die Umſtände kennen 
lernen — jagt die „Times“ — die zu dem Vorſchlage geführt 
haben, den Präſidenten Johnſon in Anklageſtand zu verſetzen, in 
deſto bedenklicherem Lichte erſcheint dieſe Thatſache ... Die von 
Mr. Stevens und ſeinen vertrauteren Anhängern eingeſchlagene 
Taktik mag gewaltſam ſein, iſt aber keine vorübergehende Laune. 
Sie ſind entſchloſſen durchzuführen, was ſie begonnen haben 
Der richterliche Ausſchuß — von welchem einer der rührigſten Wi⸗ 
derſacher des Präſidenten jagt, „daß er eigens zu grade ſolchem 
Werk Eonftituirt worden“! jo entſchleden iſt ſein Animus gegen den 
Präfidenten — hat ſeine Arbeiten begonnen, und ohne Zweifel 
wird er eine Reihe von Anklagen formuliren und bei dem Hauſe 
beantragen, die gegen Mr. Johnſon vor den Schranken des Se- 
nats werden vorgebracht werden. Durch die Inanklageſtandſetzung 
Mr. Johnſon's wird das Prinzip aufgeſtellt, daß dem Willen der 
Kongreß - Majorität von jetzt an Nichts mehr entgegenſtehen darf 
und daß die durch die Verfaſſung ihm gezogenen Schranken ein 
todter Buchſtabe ſind. Es werden allerdings zur Begründung der 
Anklage Beſchuldigungen vorgebracht, aber es wird auch eingeſtan⸗ 


den, daß man von ihnen nie gehört haben würde, wenn der Prä- 


ſident nicht der herrſchenden Partei entgegen gehandelt hätte, und 
die konſervatlven Republikaner erkennen an, daß ein gewöhnlicher 
Gerichtshof fie ohne Weiteres abweiſen würde. Wir können in 
dieſer Entfernung uns nicht herausnehmen, eine Meinung über den 
Punkt abzugeben, aber die Annahme, daß die Anklagepunkte nich⸗ 
tiger Art ſind, wird durch die Sprache der beſonnenern Mitglieder 
der extremen republikaniſchen Partei ſelbſt beſtärkt. Schüchtern 
drücken ſie ihre Zweifel aus an der Weisheit des Verfahrens, das 
ihre rückſichtsloſen Geſinnungsgenoſſen eingeſchlagen haben. „Sta- 
tuiren wir nicht vielleicht“, fragen fie, „in unſerem Geſetzbuch einen 
Präzedenzfall, der in künftigen Jahren einer demokratiſchen Majo- 
rität des Senats und des Hauſes das Recht geben wird, die Re- 
gierung im Intereſſe der Sklaverei zu revolutioniren?“ Darin 
legt ohne Zweifel die Gefahr. Wenn Mr. Johnſon bei Seite 
geſchoben werden ſoll, weil er die Majorität des gegenwärtigen 
Kongreſſes hindert, ihren Willen durchzuſetzen, jo wird kein künf⸗ 
tiger Präſident die Verfaſſung gegen die Majorität des Augenblicks 
zu ſchützen vermögen. 

In Rom ſcheinen die Dinge ſich günſtiger zu geſtalten. 
Das dortige National-Comité hat zwar einen neuen Aufruf an 
die Emigration erlaſſen, in welchem die letztere aufgefordert wird, 
alle inneren Zwiftigfeiten ruhen zu laſſen, und ſich für den nahe 
bevorſtehenden Augenblick des Befreiungskampfes bereit zu halten, 
aber die Päpſtliche Regierung ſcheint keine zu weit gehenden Be⸗ 


ſorgniſſe zu hegen, und hat dleſelbe neneſtens eine Verkehrserleich⸗ 
terung zugeſtanden, indem ſie den Paßviſumszwang für die auf der 
Eiſenbahn Päpſtliches Gebiet du: Hpaffirenden Reiſenden aufgehoben 
hat. Die Verhandlungen mit Herrn Tonello ſcheinen fortgeſetzt zu 
werden, nachdem dieſem durch Herrn Manin neue Inftruftionen 
überſandt worden ſind. 


Stockholm, 20. Januar. (Sp. Ztg.) Die Rede, mit 


welcher der König den Reichstag eröffnet hat, iſt von allgemeinem 


Intereſſe nach Außen wie nach Innen. Zunächſt darf nicht über⸗ 
ſehen werden, daß diesmal zum erſten Male die Volksverſammlung 
in zwei Kammern zuſammentritt, nachdem das Vier-Stände⸗Syſtem 
durch die Geſetzgebung vom 22. Junt vorigen Jahres aufgehoben 
worden iſt. Dieſe beſtimmt, daß der Reichstag alljährlich am 
15. Januar von ſelbſt ſich verſammelt und vier Monate zu ſitzen 
berechtigt iſt. So iſt es nun dieſes Jahr geſchehen und dann 
geſtern der Reichstag durch Königliche Thronrede feierlich eröffnet 
worden. Nach Außen hin erklärt der König, er verharre in der 
freundſchaftlichen Stellung zu allen fremden Mächten, die er un- 
ausgeſetzt beobachtet habe, er wünſche nicht an der Löſung der 
Streitfragen Thell zu nehmen, welche andere Theile von Europa 
in Bewegung gebracht oder ſie dahin zu bringen drohten; die ver⸗ 
einigten Reiche, allſeitig von natürlichen Grenzen eingeſchloſſen, 
würden die Segnungen des Friedens auch ferner genießen. Die 
neulich erlebten Ereigniſſe gäben jedoch die warnende Lehre, daß 
Schweden zur Aufrechthaltung ſeiner Selbſtſtändigkeit auf eigene 
Kraft ſich verlaſſen müßte. Der neue Plan für die Landmacht 
bedürfe noch einer Umarbeitung, einftweilen ſei die Anſchaffung ver- 
beſſerter Gewehre nothwendig. Sonſt ſei überall die größte Spar- 
ſamkeit in den Staatsausgaben zu beobachten und ſelbſt der Eijen- 
bahnbau auf die Verbindungsbahn zwiſchen Schweden und Nor- 
wegen zu beſchränken. Landbau und Bergwerkproduktion haben 
gelitten, faſt alle Zweige der Induſtrie durch die Geldkriſis ein⸗ 
gebüßt, ein beſſerer Zuſtand ſteht ſchon bevor. Dieſe offene Dar- 
legung der Verhältniſſe des Landes macht einen ſehr günſtigen Ein- 
druck, und das vorgelegte Budget beſtätigt denſelben. Der neue 
Reichstag hat nun die Aufgabe, darzuthun, daß die bisherige ſichere 
und zuverläſſige Führung der Finanzen, die unter der umſichtigen 
und wahrhaft konſtitutlonellen Leitung des Reichsſchulden-Komptoirs 
ſtanden, auch ferner fortdauert, woran übrigens nicht zu zweifeln 
iſt, da die Wahlen zu beiden Kammern im Ganzen ſehr günſtig 
ausgefallen ſind. Die Zuſicherung des Königs, daß Schweden 
nicht daran denkt, ſich in die auswärtige Politik der europälſchen 
Großmächte einzumiſchen, wirkt ebenfalls ſehr günſtig und läßt die 
Annäherung an Deutſchland, die in den Gemüthern herrſcht, noch 
mehr erwarten. 

Petersburg. Eine Petition von mehr als 1200 bedeu- 
tenden Perſönlichkelten zu Gunſten der Ruthenen unter öſterreichi⸗ 
ſchem Scepter iſt in dieſen Tagen dahln beantwortet worden, daß 
die Reglerung ſich dadurch nicht bewogen fühlen könne, irgend welche 
Schritte in politiſchen Fragen zu thun, die nicht in ihrem Pinzip lie⸗ 
gen, oder von ihr ſelbſt für nöthig und zeltgemäß erachtet würden. — 
Mit Einführung der Hinterladungs - Gewehre iſt man bereits jo 
weit vorgeſchritten, daß zum März zwei Regimenter vollſtändlg 
damit verſehen und eingeübt werden. Auch das Lazarethweſen und 
die Krankenpflege Im Felde wied m veruplisyem Muſter organiſirt. 
— Das dem Reicherath vorgelegte Budget ergiebt, daß im Ver- 
hältniß zum Vorjahr faſt alle Ausgaben im Steigen begriffen find. 
Nur das Marine⸗Miniſterium it von 23 auf 17%, Millionen 
herabgeſetzt. Die Staats ſchuld erfordert ſtatt 68 jetzt 75 Millionen, 
die ausgegebenen Schatzſcheine betragen 207 Millionen. An Pen- 
fionen werden 76 Millionen gezahlt. Die holländiſche Schuld be- 
trägt 73½ Million Fl., die engliſche 33 ½ Million Pfd. Sterl., 
die einheimiſche 928 Millionen Rubel. 

Bukareſt, 25. Januar. Wie ich es in einem meiner 
letzten Berichte angedeutet hatte, iſt die Miniſterkriſis wohl vertagt, 
aber keinesweges beſeitigt. Die Tagespreſſe der Hauptſtadt, welche 
das Miniſterium vor zwei Wochen einſtimmig beſchwor, im Amte 
zu bleiben, fällt jetzt ebenſo einſtimmig über daſſelbe her, und in 
der Kammer vergeht keine Sitzung, in welcher nicht der eine oder an- 
dere Minifter in der ſchroffſten Weiſe interpellirt wird. Trotzdem 
aber höre ich, daß das Minifterrum Johann Gpifa entſchloſſen if, 
Alles über ſich ergehen laſſen und jede noch jo ſtrenge Rüge hin- 
zunehmen, wenn die gejepgebenden Körper nur dem Budget-Ent⸗ 
wurf für das laufende Jahr ihre Genehmigung ertheilen. Unter 
den angemeldeten Interpellatlonen iſt beſonders die der Deputirten 
Pacleano und Golesco intereſſant, in welcher dieſelben den Staats- 
miniſter fragen, aus welchen Gründen die Durchführung des Defres 
tes der Statthalterſchaft, dem zufolge die letzten Miniſter Cuſas 
zur gerichtlichen Verantwortung gezogen werden ſollen, bis zur 
Stunde noch immer aufzeſchoben worden jet. 


Pommern. 

Stettin, 29. Januar. Vorgeſtern Vormittag wurde der 
hieſigen Polizeibehörde die Anzeige gemacht, daß unmittelbar vor- 
ber ein Mann von der auf dem Damm'ſchen Wege beltgenen 
Zollbrücke berab auf das Eis geſprungen ſei und ſich in der nicht 
zu verkennenden Abſicht, ſich zu ertränken, durch eine offene Stelle 
der Eisdecke in's Waſſer geſtürzt habe. Seine Rettung war durch 
gerade die Brücke paſſirende Handwerksgeſellen erfolgt und hatte 
der Mann einſtweilen im Zollkruge Aufnahme gefunden, indeſſen 
jede Auskunft über feine Perſon verweigert. Später hat ſich nun 
ergeben, daß derſelbe geiſteskrank und aus ſeinem in der Nähe 
von Stargard belegenen Wohnorte ſpurlos verſchwunden war. 
Seine Verwandten hatten ihn bereits geſucht, und nahmen ihn 
vom Zollkruge wieder mit nach Hauſe. 

— In der Nacht zum 27. d. M. wurden dem Tapetenhänd- 
ler Dittmer mittelſt gewaltſamen Einbruchs aus ſeinem am Kohl⸗ 
markt No. 12 — 13 belegenen Geſchäftslokale 5 Thlr. geſtohlen. 

— In Bahn iſt der Lehrer Krüger feſt, und in Grabow 
a. O. der Schulamts⸗Kandidat Carl Ahlwardt unter dem Vor- 
behalte des Widerrufs angeſtellt. 

— In Maſſow iſt der Kandidat Kleinpaul als Reltor 
gewäblt worden. 3 

* Aunclam, 28. Januar. Geſtern Abend 8%, Uhr gab's 
Feuerlärm. Die Sturmglocke erönte in einzelnen Pulſen, ver- 
ſtummte aber bald. Auf dem Boden des dem Schuhmacher Hertel 
gehörigen Hauſes brannte ein Bett und wurde das Feuer ſofort 
von den Bewohnern des Hauſes gelöſcht. Der Entſtehung des 


* 


Feuers liegt eine muthmaßliche Brandſtiftung zu Grunde und wird 
die Unterſuchung das Weitere ergeben. 


Bermifchtes. 

— Am 27. Dezember wurde Moskau zum erſten Male mit 
Gas beleuchtet. In der Gasanſtalt war eine Feier dieſes Ereig- 
niſſes veranſtaltet worden. Der Direktor der Gasbereitungs-Ge⸗ 
ſellſchaft, Konſul von Michele, überreichte nach Schluß der kirch⸗ 
lichen Ceremonien dem Fürſten Schtſcherbatow eine kunſtvoll in 


Silber gearbeitete Lampe, geſchmückt mit dem Namen des Fürſten 


und siner Widmung, um mit derſelben die erſte Gas flamme in 
Moskau anzuzünden. Der Fürſt vollzog dieſes erſte Anzünden auf 
einer im Kreml errichteten und mit rothem Tuche ausgeſchlagenen 
Eſtrade, unter den Klängen der Volkshymne. Noch hatte das Or- 
cheſter die Hymne nicht vollendet, als in Moskau bereits 2016 
Gaslaternen brannten. Trotz der Kälte von 20 Grad wanderte 
das Volk lange in den Straßen umher, um ſich des neuen Schau- 
ſpiels zu erfreuen und die an verſchiedenen Stellen der Stadt an- 
gebrachte Gas-Illumination zu bewundern. 


Neueſte Nachrichten. 

Hamburg, 28. Januar, Nachmittags. Als Kandidaten 
für den norddeutſchen Reichstag ſind hier aufgeſtellt die Herren 
Slomann, Chapeaurouge und Dr. Anton Nee, a 

München, 28. Januar, Nachmittags. Die „Baleriſche 
Zeitung“ veröffentlicht in ihrem amtlichen Theile gleichlautende No- 
ten, welche am 9. d. M. an die baieriſchen Geſandten in Stutt- 
gart, Karlsruhe und Darmſtadt ergangen find. In denſelben heißt 
es: Nach Aufhebung des deutſchen Bundes gebiete es bei der 
Schwlerigkeit, eine neue Bundesverfaſſung zwiſchen Balern und den 
übrigen deutſchen Staaten zu begründen, die Pflicht der Selbſter⸗ 
haltung, die aufgehobenen Grundbeſtimmungen durch andere und 
womöglich beſſere zu erſetzen. Die Bundeskriegsverfaſſung beſtehe 
nicht mehr. Es jet hohe Zeit, zum Schutze der ſüddeutſchen Staa⸗ 
ten (mit Ausſchluß Oberbeſſens) unter Benutzung der gewichtigen 
Lehren des verfloſſenen Jahres eine andere Kriegs-Verfaſſung feſt⸗ 
zuſtellen. Eine Vereinbarung darüber ſei ſehr dringend nothwen⸗ 
dig. Um der dringenden Gefahr, daß verſchiedene Militairver- 
faſſungen zu Stande kommen könnten, zu begegnen, ſchlägt die 
Königl. Regierung bebufs Abſchluſſes einer Uebereinkunft zu einer 
gemeinſamen oder doch gleichartigen Wehrverfaſſung eine Konferenz 
der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten und Kriegs miniſter 
der genannten Staaten vor, bei welcher auch gleichzeitig über die 
Feſtungen Ulm und Raſtatt Verfügung zu treffen ſein würde. 
Nachdem hlerüber eine vorläuſige Uebereinſtimmung erzielt worden, 
ſtellte Baiern in Antrag: Die verſammelten Bevollmächtigten er- 
kennen es als ein Zeitbedürfniß an, die Wehrkräfte ihrer Länder 
zu erhöhen und jo zu organiſtren, daß fie zu achtunggebietender 
gemeinſamer Aktion befähigt werden. Ste einigen ſich zu einer 
möglichſt bedeutenden Erhöhung der Wehrkräfte unter einer Wehr- 
verfaſſung, welche den Prinzipien der Preußtſchen nachgebtldet iſt. 
Die Baleriſcherſeits aufgeſtellten Prinzipien für das Wehrſyſtem 
ſind: Allgemeine Wehrpflicht mit Aufhebung des Looſens, Tauſchens 
und der Stellvertretung; Uebertritt der ausgedienten Mannſchaften 
in eine Kriegs-Reſerve mit dreimonatiger Uebung und Verwendung 
im Kriege gleich der Linie; hiernach Eintritt in Reſerve-Batalllone 
mit kurzen jährlichen Uebungen und Verwendung im Kriege neben 
der Linie. Der Reſt der Waffenfähigen ſoll dann in zwei Ab- 
theilungen zur Verwendung kommen, die jüngeren innerhalb der 
Landesgrenzen, die älteren nur an ihrem Wohnorte. 


ie . 
erlin. Am 28. Januar c. wurden an Schlachtvieh auf bieſigen 
Viehmarkt zum Verkauf aufgetrieben: een ne 

An Rindvieh 1460 Stück. Das Geſchäft war bei Beginn des 
Marktes ſehr flan und wurde ſpäter durch Ankauf einiger hundert Stück 
San 2 rg ie lebhafter, doch war für beſte Qualität 
nur 16—17 , mitte 8 „ od. 9-11 9 100 
Sleiſch wich zu erzielen. Rn emen 

An Schweinen 3357 Stück. Die Zutriften waren im Verhältniß 
zum Konſum, indem keine Export-Geſchäſte ftattfanden, zu ſtark, um mehr 
als mittelmäßige Preiſe dafür erzielen zu können, ſelbſt beſte feine Kern⸗ 
waare konnte nur 1617 pro 100 Pfd. Fleiſchgewicht beſchaffen. 

An Schafvieh 3775 Stück, welche ſelbſt zu gedrückten Preiſen nicht 
an, e e an Die Duchſc 

An Kälbern 658 Stück. Die Durchſchnittspreiſe ſtellten merkli 
gedrückter als vorige ee — b N € P 

Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 29. Jaunar. Witterung: trübe und feucht. Temperatur 
E 5% R. Barometer 27“ 9", Wind: SW. 

; N An der Borſe. 

zwelzen ſchließt niedriger, loco pr. 85pfd. geringer gelber und weißer 
75-81, feiner 84—87 , 83—8öpfd. gelber Früh. 85½ 84%, 
bez., 85 % Br. u. Gd., Mai-Juni 85 Br., Juni-Iufi 86 % Br. 

Roggen wenig verändert, pr. 2000 Bid, loco 54—561½ . bez., 
Januar 54% % bez., Januar Februar 54½, 3, % bez., Frühjahr 
54½ % Br., 54 % bez. u. Gd, Mai- Juni 54% % bez. u. Gd., 
Juni⸗Juli 55 % Gd. 
= = = fte loco pr. 70pfd. 49—51 % Br., 69—Topfd. ſchleſ. Frühjahr 

r. 
5 8 loco pr. 50pfd. 29—30¼ % Br., 47 50pfb. Frühjahr 31¼ 
IE r. 
Erbſen loco Futter- 51—56 % Br., Kech⸗ 57—61 , Br. üb» 
jahr Futter- 57 ½ % Br. N * Wenn 
bez., 1123 9% Br., 


Rabl flau, loco 11V, 9% 
Mai 11% ic 5 et Br. 

Spiritus behauptet, loco ohne Faß 161, u bez., mit Faß 165 
185 Pe EN ge und Februar ⸗ März 100 2 Br. 8 1552 

„ „70. Br. 

Berlin, 29. Januar, 2 Uhr — Min. Nachmittags. Staatsſchuldſcheine 
85 bez. Staats⸗Anleihe 4½ % 99% bez. Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Aktien 
134½ bez. Stargard⸗Poſeuer Eiſenbahn⸗Aktien 95 Gd. Oeſterr. National- 
Anleihe 533, bez. Pomm. Pfandbriefe 89¾ bez. Oberſchleſiſche FEifenb,- 
Aktien 17634 bez. Wien 2 Mt. 781, bez. London 3. Mt. 6. 22½ bez. 
Paris 2 Mt. 801 bez. Hamburg 2 Mt. 151 ½ bez. Mecklenb. Eiſenbahn⸗ 
Aktien 73%, Gd. Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 91 bez. Ruſſ. Banknoten 82% bez. 
Amerikaner 6% 7734 bez. 

Roggen Januar 57½%½ 57 bez., Januar Februar 56, 56 ½ bez., 
Frühjahr 5474, 55½ bez. Rübol loco 11%, bez., Jaunar 11%, bez. und 
Br., Januar-Februar 112; bez., April⸗Mai 11%, 7, bez. Spiritus loco 
17½ bez, Januar-⸗Februar 17 bez. u. Br., Fel ruar⸗März 17 bez. u Br., 
April⸗Mai 17½, %% bez. 

ge- 


Jaunar u. April⸗ 


Hamburg, 23. Januar. Getreidemarkt. Weizen loco zu den 
wichenen Preiſen einiger Umſatz, ab Auswärts etwas feſter, auf Termine 
höher bezahlt. Pr. Jannar-Februar 5400 Pſd. netto 152 Bankothaler Br., 
150 Gd., pr. Frühjahr 146 Br., 145 Gd. Roggen loco flan, ab Aus- 
wärts und auf Termine jet. Pr. Januar Februar 5000 Pfd. Brutto 
91 Br., 90 Gd., pr. Frühjahr 88 Br., 87% Gd. Oel flau, loco 25½, 
pr. Mai 26, pr. Oktober 2693. Kaffee und Zink geſchäftslos. — 
Trübe, Thauwetter. 


